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Angesichts der Schicksalsfrage, ob die Europäische Union dauerhaft Bestand haben wird,
treten die Fachpolitiken in den Hintergrund. Doch mit dem sogenannten ,Brexit‘1 stand
plötzlich auch ‚das‘ Erfolgsmodell der europäischen Bildungspolitik in den Schlagzeilen:
Werden Studierende unter dem großen Mobilitätsprogramm Erasmus+ weiterhin im Verei-
nigten  Königreich  einen  finanzierten  Lernaufenthalt  durchführen  können?  Zumindest
scheint das nun gesichert zu sein, da die britische Regierung für die Dauer der Verhand-
lungen ihre Zahlungszusagen bestätigt hat.2

Andererseits bleibt Erasmus ‚das‘ Flaggschiff der europäischen Bildungspolitik: Gerade
mit seinem Jubiläum ist das dem – vor allem jungen europäischen – Publikum nochmals
ins Gedächtnis gerufen worden. Überall in der Europäischen Union fanden große Feiern
statt.  Das Fazit  des  Mobilitätsprogramms ist  durchweg positiv.  Gleichwohl  beschäftigt
man sich derzeit mit einer Halbzeitbewertung von Erasmus+.

Die Mobilitätsprogramme werden weiterhin als ein wirkungsmächtiges und zentrales
Instrument angesehen, um den europäischen Geist unter Jugendlichen und Studierenden zu
festigen. Dies ist auch explizite Ratio der Europäischen Kommission mit ihren Plänen für
ein Europäisches Corps, das von Jean-Claude Juncker als neue Aktion für Auslandsauf-
enthalte anvisiert wurde, jedoch bislang wenig Zuspruch erhält. Die Planungen gehen noch
weiter, da die Kommission auch Aufenthalte längerer Dauer mit der neuen Idee eines Eras-
mus Pro in die Debatte geworfen hat.

Die EU-freundlichen Mitgliedstaaten sehen in einem frühzeitigen Auslandsaufenthalt
ebenso ein probates Mittel, Europa praktisch erfahrbar zu machen. Dies ist auch ein Grund
für  die  deutsche  Bundesregierung,  die  Idee  einer  eigenen  Finanzierungslinie  voranzu-
treiben. So hatten die Koalitionsparteien vereinbart, bis 2020 den Anteil der Auszubilden-
den mit Auslandserfahrung auf eine Quote von 10 Prozent zu steigern.

Der integrierte Service

Das Leuchtturmprojekt  der  Europäischen  Kommission,  European  Taxonomy of  Skills,
Competences and Occupations (ESCO), soll mit dem Launch der ersten ,open access‘-
Version der Klassifikation im Juli 2017 veröffentlicht werden. Erst im Herbst des Jahres
wird ESCO dann mit einer größeren Konferenz offiziell gestartet. ESCO als Instrument
des digitalen Arbeitsmarktes wurde mit umfangreichen Mitteln ausgestattet und kann als
strategisches  Instrument  der  Kommission  gelten,  einen  Schub  für  eine  europäische
Arbeitsmarkt-  und  Bildungspolitik  zu leisten.  Denn erstmals  vermag die  Kommission,
eigene Infrastrukturen aufzubauen, die auch in den Mitgliedstaaten selbst genutzt werden

1 Siehe auch den Beitrag „Brexit“ in diesem Buch.
2 Nationale Agentur Bildung für Europa beim BIBB: Erasmus+: Finanzierung für britische Projekte scheint

gesichert, 11.4.2017, abrufbar unter:  https://www.na-bibb.de/presse/news/erasmus-finanzierung-fuer-briti
sche-projekte-scheint-gesichert/ (letzter Zugriff: 15.6.2017).
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können. Zudem handelt es sich bei ESCO um die weltweit aktuellste Repräsentation von
Arbeitsmärkten in entwickelten Ländern.

Nachdem ESCO bereits mit der Verordnung zu EURES, dem europäischen Portal zur
beruflichen Mobilität, schon Anfang 2016 eine Rechtsgrundlage in der Arbeitsmarktpolitik
erhalten hatte, will die Kommission ESCO mit einem weiteren Rechtsakt in der Bildungs-
politik,  dem Entwurf  für  eine  Regelung  zu  einem reformierten  Europass,  verankern.3

Damit will die Kommission die Basis für einen integrierten Service von Instrumenten und
Dienstleistungen  legen,  der  einen  Rundum-Service  für  Arbeitssuchende  auf  dem EU-
Arbeitsmarkt bieten soll. Denn der Europass kann – als ePortfolio – als ein individualisier-
tes  Dokument  mit  reichhaltigen  Informationen  zur  Person  dienen,  um so  die  zentrale
Ausweisfunktion  für  den  digitalen  Arbeitsmarkt  zu  übernehmen.  Er  würde  somit  den
Eintragungen  und  Profilen  in  öffentlichen  wie  privaten  Arbeitsvermittlungsagenturen
Konkurrenz machen können. Um die Kontrolle und Steuerung übernehmen zu können,
bestand der ursprüngliche Plan der Kommission darin, die Strukturen des Europäischen
Zentrums für die Förderung der Berufsbildung (Cedefop) zu nutzen.

Die Mitgliedstaaten stören sich in den Verhandlungen jedoch an möglichen finanziellen
Folgewirkungen sowie an der vorgeschlagenen Idee von zentralisierten Begleitstrukturen.
So kam es im Frühjahr 2017 zu einer völlig unüblichen Fundamentalopposition, die sich in
einer sogenannten ,blocking minority‘ ausdrückt. In zähen Verhandlungen deutete sich ein
schlanker Entwurf an.

Der digitale Arbeitsmarkt, für den ESCO stellvertretend steht, wird auch die anderen
Transparenzinstrumente, die auf EU-Ebene in den letzten zehn Jahren entwickelt wurden,
neu einsortieren müssen.  Ob sie  überleben, ist  fraglich.  In  Deutschland hingegen wird
dennoch diskutiert, ob der Deutsche Qualifikationsrahmen einer Verrechtlichung bedarf.
Argumente dafür  sind vor allem die mangelnde Handhabe gegen Missbrauch und eine
detaillierte Regelung zur Aufnahme von Weiterbildungsangeboten, die nicht formal gere-
gelt sind. Ob ein EU-Instrument eine nationale Gesetzgebung erfährt, bleibt offen.

Validierung

Die Europäische Union hat mit ihrem zwischenzeitlich legendären und äußerst wirkungs-
mächtigen Memorandum zum lebenslangen Lernen 2000 das  Konzept  des  informellen
Lernens auf die europäische Landkarte gesetzt. Zuvor wurde das nur in den nordischen
Ländern,  dem Vereinigten  Königreich  und  Frankreich  pilotiert,  blieb  aber  auf  wenige
nationale  Traditionen  beschränkt.  Mit  der  Validierung  von  informellen  Lernleistungen
sollen  solche  Kompetenzen,  die  sich nicht  in  geregelten  und geplanten  Lernprozessen
ausgebildet haben, transparent gemacht und als Vorerfahrung auf Abschlüsse angerechnet
werden. EU-Dienststellen hatten dafür einen Entwurf präsentiert,  wonach die Mitglied-
staaten bis 2015 nationale Vorschläge vorzulegen haben.4

3 Europäische Kommission:  Vorschlag fur einen Beschluss des Europäischen Parlaments  und des Rates
uber einen gemeinsamen Rahmen fur die Bereitstellung besserer Dienste fur Kompetenzen und Qualifika -
tionen (Europass), COM(2016) 625 final, 2016/0304 (COD).

4 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Empfehlung des Rates zur Validierung der Ergebnisse nicht -
formalen und informellen Lernens, COM(2012) 485 final.
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Ein recht detailliertes Monitoring hat Cedefop dafür aufgelegt.5 Es beobachtet dabei
insgesamt 36 Länder, um den Status Quo zu beschreiben sowie Fortschritte zu bewerten.
Das „European Inventory on Validation“ beinhaltet nationale Berichte von rund 20 Seiten.
Dazu kommen auch thematische Fragestellungen wie die zur Finanzierung. Zusammen-
gefasst  wird  das  Monitoring  durch  den  Synthesebericht,  der  die  bildungspolitische
Entwicklung genau verfolgt.6

Ähnliches stellt Cedefop auch für die Bewegung der nationalen Qualifikationsrahmen
bereit.  Die  nachgeordnete  Behörde  kann  dadurch  einen  gemäßigten  Druck  auf  die
Mitgliedstaaten  aufbauen,  um die  Implementierung der  EU-Transparenzinstrumente  zu
forcieren.

Die Erweiterung des eigenen Mandats

Würde man die Kommentierung des Bundesrates als das Maß zur Bewertung der Aktivitä-
ten der Europäischen Kommission heranziehen, so müsste man zu dem Schluss kommen,
dass das Handeln weitgehend über den Rahmen der in den Verträgen fixierten Aufgaben
hinausgeht. Tatsächlich hat sich die Kommission ein Terrain erobert, dass ihr die Mitglied-
staaten nicht mehr streitig machen – und dennoch protestieren. Dies manifestiert sich in
einigen Aktionen, die die Kommission weiter als Unterstützung der bildungspolitischen
Anstrengungen der Mitgliedstaaten anführt.

Ein Beispiel dafür ist das EU-Kompetenzprofil-Tool, das die Generaldirektion Beschäf-
tigung, Soziales und Integration (GD EMPL) erarbeitet hat, um eine Ersteinschätzung zum
Kompetenzprofil von Flüchtlingen vornehmen zu können. Der richtete sich nicht in erster
Linie an die Vertreter der Mitgliedstaaten, sondern an NGOs und Freiwilligendienste.

Mit  dem Reformvorschlag fur  eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des
Rates  uber  die  Bedingungen  fur  die  Einreise  und  den  Aufenthalt  von  Drittstaats-
angehorigen zur Ausubung einer  umfassende Qualifikationen voraussetzenden Beschäf-
tigung7 ging die  Kommission einen weiteren Schritt,  indem sie mit  Art.  3  Abs.  4  des
Vorschlags ein Verbot parallel anwendbarer nationaler Aufenthaltstitel für hochqualifizier-
te Drittstaatsangehörige gesetzlich fixieren wollte. Dieser beinhaltete auch, dass mangeln-
de Abschlüsse durch Berufserfahrungen ausgeglichen werden könnten.

Ein  weiteres  Beispiel  sind  die  Reservierungen  von  ‚Spielgeld‘  in  den  vorgelegten
Planungen zu Förderlinien. Im Arbeitsprogramm von Erasmus+ 2018 befinden sich 10
Mio. Euro für den Posten „European Policy Experimentation“. Hiermit kann die Kommis-
sion dann Studien oder sonstige Pilotprojekte in Auftrag geben.

Beispielhaft  ließe sich auch die schon mehrere Jahre dauernde Transparenzinitiative
anführen, die de facto den Mitgliedstaaten den Erlass von sogenannten ,reglementierten
Berufen‘  untersagen  will.8 Dafür  hat  sie  reichhaltiges  Material  zur  Überprüfung  der
Verhältnismäßigkeit vorgelegt, wenn sich auch für den externen Beobachter nicht ergibt,

5 European Centre for the Development of Vocational Training CEDEFOP: Validation of non-formal and
informal  learning,  abrufbar  unter:  http://www.cedefop.europa.eu/en/events-and-projects/projects/valida
tion-non-formal-and-informal-learning/european-inventory (letzter Zugriff: 15.6.2017). 

6 Cedefop/European Commission/ICF: European inventory on validation of non-formal and informal lear-
ning – 2016 update, Synthesis report, Luxembourg 2017. 

7 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über
die Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt  von  Drittstaatsangehörigen zur Ausübung einer
umfassende Qualifikationen voraussetzenden Beschäftigung, COM(2016) 378 final, 2016/0176 (COD).

8 Europäische Kommission: Vorschlag für eine Richtlinie des europäischen Parlamentes und des Rates über
eine Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer Berufsreglementierungen, COM(2016) 822 final.
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wie die künftige Prüfung konkret durchgeführt werden soll. Das Handwerk hat sich – nach
der Abschaffung der Meisterpflicht bei 53 Abschlüssen 2004 – engagiert gegen eine erneu-
te Liberalisierung eingesetzt – und sich vorerst durchgesetzt.

Gleichzeitig  fördert  die  Kommission  aber  auch  die  partielle  Definition  von  EU-
Standards für Tätigkeitsfelder und Branchen. Zwischenzeitlich kann sie auch auf über ein
Jahrzehnt von Versuchen zurückblicken, solche sektoralen Verabredungen zu schmieden.
In einer jüngsten Ausschreibung finanziert sie gar die „Entwicklung und Bereitstellung von
grenzüberschreitenden Berufsbildungsinhalten sowie von Unterrichts- und Ausbildungs-
methoden für europäische Kernberufe“9.

Mit der Skills Agenda hat die Kommission so etwas wie ein programmatisches Grund-
lagendokument vorgelegt, mit der sie eine Reihe von einzelnen Politikinitiativen anschie-
ben will. Doch geriet die Agenda rasch in Kritik, da die Kommission die Mitgliedstaaten
auffordern wollte,  ihrer Erwerbsbevölkerung ein Recht auf Bildung einzuräumen.10 Die
Mitgliedstaaten wehrten sich jedoch vehement und eliminierten den Kerngedanken einer
Selbstverpflichtung.

Zur Skills Agenda gehört auch die Konsultation zu Schlüsselkompetenzen, die sie im
Februar 2017 lanciert hat.11 Interessierte Akteure und Einzelpersonen haben drei Monate
Zeit, ihre Rückmeldungen entlang eines Fragebogens von 18 Einzelfragen einzureichen.

Die Digitalisierung wird erfolgreich dort genutzt, wo die Abstimmung zwischen den
nationalen Verwaltungsbehörden schleppend und zuungunsten der  Bürger verlief.  Nach
dem Europäischen Berufsausweis soll nun die Dienstleistungskarte geschaffen werden.

Im Arbeitsprogramm 2017 hat die Kommission eine neue Mitteilung zur Modernisie-
rung von Schulen und Hochschulen angekündigt. Auch hier lassen sich Empfehlungen zu
den nationalen Strukturen erwarten.

Schließlich  hat  die  Kommissarin  für  Beschäftigung,  Soziales,  Qualifikationen  und
Arbeitskräftemobilität,  Marianne Thyssen, im April eine Agenda für neue soziale Stan-
dards vorgestellt. Dies ist im Kontext mit den bevorstehenden Wahlen in Frankreich und
Deutschland zu sehen. Die Kommissarin interpretiert hierbei den Zugang zu Bildung und
Weiterbildung als Teil der neuen sozialen Frage.12 Das ist eine neue Interpretation der rele-
vanten Artikel im Mantelvertrag der Europäischen Union. Gleichwohl zieht sie hiermit nur
den Forderungen der OECD nach.
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